
Der Städtebau mit besonderer 
Berücksichtigung der ... 

Heinrich Goldemund 



HARVARD IINIVERSITY 




Library 

OK 

The School of 
Landscape Architecture 



mit besonderer Berücksichtigung der 
gesundheitlichen Anforderungen an 
einen Regulierungsplan. 



Vortr ii s. 

Ii il' Vnllvi^rsatnmliin^' 'tsterr. (Jtsi-Ilsfli.itl tür 



Ingenieur Heinrich Goldemund. 



V»- 



Wim T'»"' 



Separatabdraek aus der .Monaftssehilft fOr Gesunähdlspflege' Nr. 7 m 8 ex 1908. 



■» . . _ 

's 

Der Städtebau 

mit besonderer Berücksichtigung der 
gesundheitlichen Anforderungen an 
einen Kegulierungsplan. 



Vortrag, 

gehalten in der TollT«r>anunlung der .Ötlerr. GeselUchaft für Gesundhätopllege* 

Tun 

IU<ii(w Heinith Minni 

sUdÜMlMr BaniBspcktor in Wim. 




Wien, 1908. 

Im Selbstverla^re des Verfassers 

Dinokmrai dar kaiaerl. Wimer Zettuog. 



u kji ,^ cd by Google 



OEPAKTMENT OF ARCH1TECTÜR6. 
HARVARD UM1V&R81TY. 



\ u kji.,^ jd by Google 



DerStädtebaa amfaßt alle jene öffentlichen 
Bauheratellungen sowie alle jene auf die 
Privatbautäti'gkeit Bezug habenden öfientlicheu 
IfaOngefai, wdohe vXdg ißnä, damit das 
Wohnen, die ErwerbstUtigkeit 
und der Verkehr der städtischen Be- 
völkerung sich in gesunder, geordneter und 
sicherer Welse vollilehen vnd stetig weiter 
entwickeln können. Zn seinen Aafgsben gehören 
also die Stadtregnlierung, die Wasserversorgung, 
die Kanalisation, die ßeleuchtung, die Üer- 
atellvDjc und Erhellung der Straflen, Brflcken 
und öffentlichen Gebfinde, die Wasserbauten, 
die städtischen Verkehrsanlagen und die Hand- 
habung der Bau- und Wobnungspolizei. Das 
Qesamtgebiet dee StSdtebaues ist ein so 
weites, seine Aofgsben sind so umfangreieh, 
daß ifh mich beschränken muß, diese Hanpt- 
arbeitsgruppen nur anzuführen, und mich hei 
den weiteren AusfUhiungeu hauptsächlich auf 
die Stsdtregnliemng seihst» Tmr, auf jene 
GmndsStze bezieben werde, welche die Auf- 
stellung des Stadtreguliemngsplanes betreffen. 

Die Aufgabe der Stadtreguliernng 
besteht dstin, die Grandlagen fttr den allen 
Anforderungen des öfientliohen Wohles ent- 
sprechenden geordneten Ausbau und Umbau 
der Städte zn scbaieo. Unter Ausbau ist 
hiebsi die StadtarwdÜernng anf dm nnbebauten 
Gellttdef unter ümban die Begnliemng der 
alten Stadtteile zu verstfhen. Die Lösung der 
Stadtregulierungsfrage hat mit dem immer 
rascher vor sich gehenden Wachstum der Städte, 
inshüondeire der Gvofistidte, in unserer Zeit 
aniSerordentlich an Bedeutung gewonnen. 

Die unverhältnismäßig rasche Zunahme 
der Einwohnerzahl in den Städten hängt mit 
dem stets intettsiter werdenden ZustrSmen der 
Landbevölkerung, v er u rsacht durch das 
Wachstum der Industrie, zusammen. Während 
in Deutschland im Jahre 1850 von 35 Millionen 
Eiliwohiieiii nur 9 XüL in Otten mit Uber 



2000 Einwohnern lebten, stieg diese Summe 
im Jahre 1871 bei 41 Millionen der Gesamt- 
bevölkerung auf 15 Millionen und im Jahre 1900 
bei 56 MniioBeo Sinwohnemnuf 80 Millionen. FOr 
Österreich sind leider keine Daten außer für 
Wien vorhanden. Im Jahre 1848 zählte Wien 
419.413 Bewohner, im Jahre 1870 bereits 
611.628, im Jahre 1890 vor der Einverleibung 
der Vororte 827.567, im Jahre 1900 zählten 
die alten Bezirke 983.064, die neuen 665.271, 
also die ganze Stadt 1,648.335 Bewohner. Die 
Bewohnersahl hat sieh' demnach in 50 Jahren 
vervierfacht. 

Ein Blick in die Zukunft zeigt 
uns, daß Wien, bei Annahme des gleichen 
durchschnittliehen Bevolkernngszuwaohses wis 
hl den leisten 10 Jahren« d. i. um — 272*5 
für je 1000 Personen, im Jahre 1910 die Be 
Völkerungszahl von 2 Millionen überschritten, im 
Jahre 1930 jene von 3 Millionen und im Jahre 
1950 jene tob — 4*7 IßU. EbwohnemhereitB 
erreicht haben wird. 

Nachdem jenes unverbaute Gebiet in- 
nerhalb der heutigen Stadtgrenzen, welches 
inr die Yerhaunng geeignet ist, nooh heiläuiig 
8000 Hektar umfaßt, ergibt sich hei Annahme 
einer mittleren Bewohnungsdichte von ungefähr 
250 Bewohnern, da& anf diesem Gebiete Kaum 
ftlr 9 um. Bewohner Tarhanden' tat und dafl 
dasselbe alsonadi den entwickelten Bevölkeruiqph 
Ziffern im Jahre 1950 verbaut sein wird. Die 
Bevölkerungsziffer von 250 Personen auf den 
Hektar entspricht einer YerbauuAg mit 2 Stock 
hoben, ireistshenden WoIuhKusetn, hsw. mii 
ehenoo hohen Familienhäusern in geschlossenen 
Fronten. Selbstverständlich wird auch eine 
Verdichtung der Bewohuung in 
emielnen der heute bereits hestehenden. Stadt^ 
teile eintreten, dooh ist es zweifellos, dafi 
diese Verdichtung auf die Ausbreitung der 
Stadt keinen vermindernden Einfluß ausUben 
wird, weil groAe Gehislsteila yvtn dar Lidostrilo 
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in Anipnioli genommen werden, auf denen die 
aDgenommene mittlere Bewohnnngsdichte von 
250 Personen nioht erreicht werden wird. Diese 
Zahlen geben ein BiUt in wie mdier Weise 
sich die StSdte vergr50eim und wie notwendig 
es daher ist, Vorsorge zn treffen, daß dieae 
Vergiößernng planmSßig vor üoh gehe. 

Ee liegt eine gewiiw Schwierigkeit darin, 
Iflr 50 Jahre und noch mehr vorausizusehen, 
wie sich die Stadt entwickeln wird und in 
welchem Umfange die Yoreorge für alle die 
▼eraeliledenen Einriehtnngett und Anlagen 
notwendig ist. Allgemeine Anhaltapnnkte hie- 
iür ergeben sich ans dem Stadium der Stadt- 
entwicklang innerhalb eines längeren Zeitranmec 
nnd aoa dem Stndinm ■nderer großer Stldte. 
Difiea Stndinm führt snr Eillwnntua, daß 
man bei der Projektiernnp der nenen Stadt- 
teile nicht kleinlich und engherzig sein 
•oll, weil, wie sieh dies an vielen Beispielen 
erweiMii lißt, die leheinbar weitratgehende 
Voranssicht oftmals von den Bedttrltaiasaii der 
Zoknnft noch überholt wurde. 

Die Aniordemngen, welefae die Stadt- 
Mgnlieraag hei IJkmg ihrar A«fgnhe in 
gleichem Maße zn berücksichtigen hat, sind 
verkehrstechnischer, gesundheitlicher, volkswirt- 
schaftlicher, scbönheitUcher und verwaltnngs- 
nohtUoher Natnr. Diene BedttrfaiMa «fcehen 
in innigen, antrennbaren Weohselheziehnngen 
zueinander. Ihnen allen so Rechnung zu 
tragen, daii die Betriedigang des einen nicht 
jene der aaderen nngflnstig beeinflnSt, ist die 
eigentliche Kunst der Sfcadtregnliernng. 

Der Verkehr, wie er sich in der ver- 
Bchiedmsten Art anf den Fahrstraßen, den öah- 
wegen, EiaenbahBen vad Waaseralraflen ab- 
wickelt, erfordert die weitgehende Berttcksich- 
tigung aller seiner Formen, denn erst dnrch 
ein zweckmäßig ausgebildetes Verkehrsnetz wird 
der ZnaanunaBhang der eiDMlaea Stadtteile so 
einem wirtsohalUioh oiahsitliohaD Stadtgdbiet 
bwgestellt. 

Die f iirsorgfl für die Möglichkeit der 
stetigen Entw^ddong des Yerkehrea darf sidi 
daher nicht allein auf das eigentliche 
städtische Straßennetz bMchrSnken; sie 
muß im Gegenteile von den in der Zoknnft 
voranssichtlioh notwendigen Vergr50era]i|^ dar 
bestehenden Bahnanlagen und Wasseratsaflan- 
einrichtnn^en und deren Verbindung unter- 
einander ausgehen und für dieselben rechtzeitig 
' die nötigen Flächen bereitstellen. Dann erst 
st filr dtte AiMigeakaltnng und EifKnanog dea 



vorhandenen HanptstraßenneliM vorsasorgen. 
Die Ausbildung der Nebengassen hSngt 
weniger vom Verkehr als von dem Zwecke 
der BanUSeka ab. 

In volkswirtscbaftliohar Beziehung 
ist zunächst die Aufgabe zu lösen, die Baa- 
grfinde jenen Zwecken zozaführen, ftlr die sie 
sieh vom Staadpmikta der Slßnitliehen Wohl> 
fahrt am besten eignen. Hiebei soll sowohl 
die Entwicklang der gewerblichen Betriebe und 
des Handels gefördert als auch für gesunde 
und billige Wohnungen vorgesorgt werden. 

Dnrch die Bereitstellung einer angemessenen 
Anzahl entsprechender Grundstöcke für jed« 
Art der gewerblichen Tätigkeit und dea Wohn- 
bedVrfliiflMa soll eiaaneita regelnd anf die 
Höhe der Bodflopraiaa eingewirkt and den 
Grnndwucher entgegengearbeitet werden; ander- 
seits aber ist auch das Interesse der Grund* 
besitzer im Ange zn behalten, d. b. es ist 
darauf zu achten, daß der Grundwert nioht 
durch übermäßige Entziehung von Flächen fttr 
öffentliche Straßeo, Plätze und Anlagen oder 
an weit gehende Banbeschränkongen angebfthr- 
lieh yenuhidart werde. In dieser BaidelMUig 
hat in j'lngster Zeit ein reger literarischer 
Meinungsaustausch stattgefunden. Unter anderen 
hat Dr. H. Betticb anläßlich einer Begut- 
aohtnng dea Begnliemngq^daaea fOr Stattgart 
folgenden Satz aufgestellt: „Die intensive Aas- 
nütznng des Grundes und Bodens der Städte 
bildet einen wesentlichen Faktor für den Reich- 
tan der Slildta." Ei aateillagt keiaen Sweifel, 
daß dieser Satz nur eine besohräakte Ghltaog 
hat nnd insbesondere nur dort anzuwenden sein 
wird, wo, wie es in Stuttgart der Fall war, 
in Stadtgebiete YerhUtniaariMSg wenig geeig- 
aetea Bauland für die Erweüsvaag zur Ver« 
fügung steht, also in Fällen, wo die Stadt nur 
geringe Aosdehnang hat. Im allgemeinen 
werden der Beiehtvn vad die WohlMirt der 
großen Städte, die ja doch nur in der dort 
geleisteten Arbeit jeglicher Art ihre 
feste Grandiage ünden können, bei der 
heutigen Entwieklnag der Verkehraniittel 
voB den engen Znsammendrängen der Bevöl- 
kerung auf kleine Flächen ziemlich unabhängig 
sein, wenn auch angegeben werden muß, daß 
aiaselae hteaas großen Yorteil sieben 
werden. Nnr b« günstigen Örtlichen Verhält- 
nissen nnd, wenn die Stadt selbst Besitzerin 
der Gründe ist, auf denen die Stadterweiterang 
erfolgen soll, — wie dies a^ B. in Bxflan der 
IUI ist — kaaa eiaa hBheia Aaaattaaag der- 
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■elbeo gebilligt werden, vorauBj^esetst, daß dei 
ersielte Gewinn öffentlichen Zwecken ragnte 
kommt. 

Job hnb« bei dieMm Sitne ISnger ver- 
weilt, weil die in demselben vertretene Anschan» 
ung bereits zn der Mißdeutung geführt hat, 
daß das Heil der Stfidte daroh ein dichteree 
Stnßennela, kldne BrablSeke und Termin- 
demng der BanbeschrSnknngen za erreichen 
sei; und weil sie dem ohnehin bestehenden 
fieetreben, aoe den BaagrUnden ttberm&ßig hohe 
Benten m beilehai, «ine montliMb« Unter* 
stBtznng gewShrt, besw. den Anschein einer 
volkswirtschaftlicheu Notwendigkeit gibt, also 
geeignet ist, den Grund wacher zu iürdern, was 
für die Stttdte gewiß soziale und sanitäre 
Nachteile im Gefolge hKtte. 

Die weiträumige Verbanang, die Vermin- 
derung der Geschoßzahl und die Forderung des 
Familienwohnbauses sind and bleiben wichtige 
genmdbditiidio MaOngoln und wardm nnch 
pniiregDliorend avf die Gfondtrarte, beiw. die 
Miete einwirken, insbesondere wenn genügend 
Grundstttoke io jeder der verschiedenen Ban- 
lonsn yorhandoB sind imd Angebot und Nsch- 
frage sieh entsprechen. 

Die Bchönheitlichen Anforderungen, 
welche die Stadtregalierang sn erfüllen bat, 
können hier nur knn gestnift werden, denn dies 
ist ein so anegedebnteo Gebiet nnd es ringen in 
dieser Reziehnng ao viele Anschauungen mit- 
einander, daß itir eingehende AnsfUhrnngen viel 
mehr Zeit notwendig wKre, als mir zur Ver 
ftigoDg sidit. Die aeveres Bwtrebnngen gehen 
dahin, die gekrümmte Straße wieder znr Geltang 
zu bringen, die Weiträumigkeit der Plätze und die 
Freistellung der Kirchen nach Tanlicbkeit zu 
vermeiden und durah Gruppierung der OebKnde 
Sbnllohe malerische Wirkungen zu erzielen, wie 
wir sie bei den mittelalterlichen Anlagen finden. 
Es sei nur hervorgehoben, daß die anerkennongs- 
werten Bestrebungen, den SUtdtebsn vom Banne 
des Lineals za befreien, wdehes die durchaas 
unbefriedigenden Lösungen des Blocksystems 
hervorgernfen hat, in hervorragender Weise 
dvob Mb sebriflslelterisdie Tltigkeit des Herrn 
Begiernngsrates Eamillo Sitte gefördert 
wurden. Der Teil von Ottakring zwischen der 
Sflbmelz and der Tbaliastraße zeigt eine typische 
Löflang nach dem Blooksystem, welche gewiß 
nidit naehabmenswest ist. 

Die verwaltungsrechtlichen Maß- 
regeln zur Förderung des Städtebaues müssen 
dabin gerichtet sein, sichere gesetzliche Grund- 



lagen für die Dorchfflhrung der Regulierung 
zu schaffen and die Ausführung der Bauten 
in einer allen sanitären Anforderungen ent» 
spredenden Weise xn iiobeni. Bin den eigeAr 
illmliehen VerhSltnissm bei dsr Btedtngnlierang 
angepaßtes Enteignnn gs gesets und eine 
entsprechende Bauordnung dnd nehst einer 
die Banlltigkeit nnd das bÜlige Wobnsn 
fördernden Steuer gesetzgebnng die HUfs- 
mittel, welche der Stadtregulienmg in dieser 
Beziehung zur Verfügung stehen müssen. In 
dieses Gebiet gebfoen sneh slle jene Tor* 
kehrungen, welche die Wohnungshygiene 
and deren IJberwarhnng betreffen. 

Nach diesen allgemeinen Ausführungen will 
ich mich meinem eigentlichen Thema zuwenden 
und anf die gesnndheitliehsn An- 
forderungen, welche durch die Stadtreguliernng 
zn ertüllen sind, näher eingehen. Diese Auf- 
gaben bestehen darin, alle jene Nach- 
teile, welehe sieh dnreb das enge Bei- 
sammenleben 80 großer MenschenmaSien 
und das Zusammentreffen der ver- 
schiedenartigsten Erwerbstätigkeiten 
ergehen, in den alten Stadtteilen sn 
mildern, bezw. zu beseitigen, in den 
neuen Stadtteilen überhaupt von allem 
Anfang an so weit wie möglich zu 
vermeiden. 

Die hauptsächlichsten dieser Übelstände 
sind einerseits die Erschwerung des Zutrittes 
von Licht and Luft zu den menschlichen Be- 
hausungeu sowie das Zurückdrängen der Vege* 
tation mit der dsdnrob vemnaehten Vei^ 
schlecbterung der Luft, anderersdts die Belästi- 
gnngen nnd Ge.snndheitsgefährdungen, welche 
mit manchen Betrieben infolge der Entwicklung 
von Staub, Baneh, üblem Gemeh, sdildliohai 
Gasen eta verbanden nnd. 

Das mehr oder minder enge Beisammen- 
wohnen findet sdnen stfiermäßigen Ausdruck 
dnreb die BevBlkemngsdiehte, d. h. dnreb die 
Anzahl der auf das Hektar eines Stadtteiles 
entfallenden Bewohner. Es ist wohl leicht 
einzusehen, daß es vom. gesundheitlichen Stand- 
punkt ansnlässig wKre, die im Stadtsentrnm 
vorhandene Bevölkerungsdiobte, welehe z. B. in 
Wien beiläufig 400 — hOO Bewohner pro Hektar 
beträgt, auch in den vom Stadtmittelpunkt ent- 
fernteren Stadtteilen snsnlasaen. Bei kleineren 
Stidten mag es ohne sanitäre Nachteile möglich 
sein, die dichte Verbaunng bis an die Grenze 
fortzusetzen, eine Stadt jedoch wie Wien, welche 
eine Fläche von 17.000 Hektar einnimmt und 
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einen Dorobmesser von zirka 14 km bat, darf 
nicht in ihrer ganzen Aasdebnang mit 3 Stock 
hohen oder noch höheren Hfinsern verbaut 
werden. Die Verbauang muß gegen außen, 
damit nicht die bereits verdorbene Luft vom 
Bande der Stadt gegen die Mitte zu gebracht 
wird, weiträumiger, d. b. mit großen Hof flächen, 
mit Gärten zwischen den Häusern und auch mit 
einer geringeren Anzahl von Geschossen erfolgen. 
Femer ist es notwendig, jene gewerblichen 
Betriebe, durch welche das gesunde und behag- 



liche Wohnen beeinträchtigt wird, aus den 
Wohnvierteln zu verbannen, bezw. in eigenen 
Industrievierteln zusammenzufassen. 

Insbesondere dürfen in jenen Stadtteilen, 
welche in der Richtung der herrschenden Winde 
liegen, keine Fabriksanlagen vorbanden sein, 
weil sonst der Bauch Uber die ganze Stadt 
getragen würde. Die Berücksichtigung dieser 
Gesichtspunkte, welche zuerst vom „Deutsohen 
Verein für öfientliche Gesundheitspflege" ver- 
treten wurden, führte zur Schaffung der Bau- 

lillll ..l'l V|»üuürH«.t Rirtrrrr u dr»; St^cWkf- 




Zonenpläne. Solche Bauzonenpläne besitzt eine 
große Anzahl deutscher Städte; es sei hier 
nur auf Berlin, Altona, Hannover, Frank- 
furt H. M., Wiesbaden und Stuttgart hin- 
gewiesen. Auch für Wien besteht ein genereller. 
Bauzonenplan, welchen ich mir Ihnen vorzu- 
führen erlaube. (Fig. 1.) 

Dieser Plan enthält im wesentlichen drei 
Zonen: eine Zone, in welcher die dichte Be- 
bauung zulässig erscheint, die wieder in zwei 
Stufen gegliedert ist, eine Zone für Industrie- 
bauten und eine Zone vornehmlich für Wohn- 
zwecke. 



Für diese letzte Bauzone, welche mit Rück- 
sicht auf die Nähe des Wienerwaldes, auf das 
hügelige Terrain und die herrschende Wind- 
richtung hauptsächlich im nordwestlichen und 
westlichen Stadtgebiete liegt, gilt die Bestim- 
mung, daß die zu erbauenden Wohnhäuser 
außer einem bewohnbaren Erdgeschoß (Parterre 
oder Tief parterre) nicht mehr als zwei Stock- 
werke erhalten dürfen. Durch die Erlassang 
noch weiterer Beschränkungen, wieVorschreibung 
von Seitenabständen und von Vorgärten, wird 
die Bevölkerungsdichte in diesen Stadtteilen 
im Zusammenhange mit entsprechender Be- 
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meMiiBg der BauUoekUefe hnm Entwurla 

des neuen StraOennetzea gewiß auf nngeiähr 
2Ö0 Bewohner pro Hektar eingeschrünkt werden. 

fiezUglich der in Wien gütigen B«a- 
besdnSakmigen Mi h«mrgeliolMO, daD die 
geschloaaene YerbannDg in dem im Plane 
Fig. 1 weitscbrarfierten Gebiete Dur in iolgeilden 
Füllen itattfinden darf: 

ft) in den illr die geeeliloeMne fiebftming 
ansdrüoklich in Aussicht genomnenen SiMfien 
nod Plätzen dieses Gebietes; 

b) im Falle der Kuppelung von Wobn- 
bSiueni; diese dnf sieh aber nur auf swei 
Wohnhäuser entxeeken und es darf die 
Gesamtfrontlänge beider Qeb&nde niobt mehr 
als 36 m betragen; 

e) bei Gnmdelioken» midie Mhon beute 
in der ganzen Front bebaut sind, nnd bei 
welchen ein Umbau obne AbteUmig avf 
mebrere Banatellen stattfindet; 

d) bei unbebauten oder an der Front nur 
teilweis« bebauten Grundetlicken, welche, an der 
Baulinie, gemessen, weniger als 10 m Front 
besitzen, vorausgesetzt, daß die betreffenden 
Grondstttcke nicht durch eine seit 3. Mim 
1899 erfolgte Grundabteilung entstanden sind. 

In allen übrigen Fällen hat die Behauung mit 
Helaasnng eines Zwischenraumes zwischen dem 
Gebäude und den Naohbargrenzen zu beiden 
Seiten (bei gdroppelten Bauten an der Seite 
wo dne KuJ^ung niebt atattfindet) m 
geschehen. 

Das Maß des mindestens zu belassenden 
t ZwieokenmumM betritt bei gekuppelten Bauten 

3 m, wenn die Frontlfinge des Grundstückes, 
an der Baulinie gemessen, höchstens 15 m 
ausmacht; dieser Abstand steigt stufenweise 
bis auf 6 m bei FtentUngen bis bu 80 m. 
Bei Grundstücken von mehr als 36 m Front 
länge muß mindestens ein Drittel der Länge ' 
unbebaut bleiben. Bei nicht gekuppelten Bauten 
nuA die GesamtUng« der äatenabetlnde der 
bei der gekuppelten Banweiee vorgeschriebenen 
gleich sein nnd darf keiner der beiden Seiten- 
abstände weniger als 3 m betragen. 

Die starre Anwraduog dieser Bestim- 
mungen auf die gesamte als auseohließliobas 
Wohngebiet bezeichnete Fläche, welche ein 
Ausmaß von mehr als 4600 Hektar besitzt, 
ginge SU weit uud «ttrde aueh ittridie SfFent« 
liehe Verwaltung mit Kosten verbunden sein. 
Die Seitenabstände haben nämlich den Nach- 
teil, daß bedeutende Straßenlängen ohne An- 
buu TttUeiben, welebe betrjfaditlidbe Hsr* 



stdlungs- nnd XrbnltunpkoslBn Twnrsaeheut 

ohne daß an denselben zins- und Steuer 
tragende Objekte stehen. Weiters wird durch 
sie der Gründer werb und auch das Biuen 
tenxw, Biso die Bniditung des kkioen 
Familienwohnhauses erschwert Es ist in vielen 
Fällen möglich, aucii bei aneinander gebauten 
Häusern durch Errichtung großer, innerhalb 
dw BISAa gelegener GsrteDflKdMn dbselben 
gesundheitlichen Vorteile zn erreichen wie bei 
der Verbauung mit SeitenabstMnden , nur muß 
die notwendige gesetaliohe Handhabe — etwa 
durdi Bestimuinng einer rttekwirtigen Bsulinie — 
vorhanden sein, um die Einrichtung dieser Gärten 
zu sichern. Die Wiener Bauordnung läßt dies 
merkwürdigerweise nicht zn, denn nach § 82 
dersriben kann die Oeoneinde nur di« äraite 
der Vorgärten, den zwischen den einzelnen 
Gebäuden mindestens zu belassenden Zwischen- 
raum, die geringste und größte Höhe nnd die 
Gesehofisabl der HKuser iestaetsen. Es bleibt 
also nur der Ausweg, die weiter gehenden Be- 
schränkungen festzusetzen und dann gegebenen 
Falles im Verhandlungswege, wenn sich die 
GrundeigeBtttmer mit der Festlegung dnes 
Bauverbotes in einem bestimmten Abstände, 
etwa 13 bis 15 m, hinter der Bauliuie ein- 
verstanden erklären, die Verpflichtung sur 
Herstellung der S^tenabstBude nuohnsslwn 
und die Erbauung aneinandexstoAender 
Häuser zu gestatten. 

Der Forderung des direkten Zutrittes von 
Lieht nnd Luft in die GebCnde ist ferner anoh 
bei der Wahl der Straßenriehtungen, 
Straßeubreiten, Straßenlängen und 
Blockgrößen Hechnung zu tragen. Hiebei 
wird aueh auf die Lage der Straße znr 
Himmels» und Windrichtung bu achten 

sein. 

Es wird ferner nicht genügen, nur gegen 
die Straßenfronten einen Lichteinfalls- 
winkol Ton mindestens 46*, welehes 
Maß von den Hygienikern als das in den 
neuen Stadtteilen zulässige Minimum angegeben 
wird, zu erzielen, sondern auf diesem Licht- 
einfollawinkel wird aueh gegen die H5le su, 
deren sanitäre Verhältnisse in der Regel un- 
günstiger als die der Struflen sind, bestanden 
werden müssen. 

BeaBgliidk der Lage der Stmfl«i sur 
Himmelsrichtung sei auf die eingehsadsn Ans- 
führungen, die Herr Hofrat F. v. G r u b e r im 
Jabre 1888 veröffentlichte, hingewiesen. Er 
sagt : n Äquatoriale Straßen sind BiSgUohsl bu 

2» 
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yermeideo, wo «b -aber ini»ii8fr[rfcibU«1i ist, 
Wohnfronten gegen Norden zn logeD, ist dem 

diffusen Lichte und im Sommer der erwärmten 
Anßenluit durch mSgliobst große Fenster der 
breiteste Eingang in ^eren SKium m ver- 
•obttieii. Die besten Strafienriehtmigen werden 
die Richtungen SO. gegen NW. und NO. 
gegen SW. sein." Die Nachteile der Nord- 
fronten lassen sich naeb neinem Dafürhalten 
•neb dimh die Anordnaal; der offenen Baa- 
weise an der südlichen Straßftiseite mildern, 
weil die in hinreichenden Seitenabständen von 
einander erbauten Hänaer auch Iftngs der West- 
vnd OütMit» besoimt werden, nnd mal ferner 
infolge der größeren Freiheit in der Auf- 
Stellung, eventuell durch Nichtparallelstellnng 
des Hauses znr Straße die Nordlage yer> 
mieden werden kann. Auf diesen Umstand bat 
Übrigens Herr Hofrat v, G r u b e r schon 
hingewiesen. In dem Gebiete mit geschlossener 
Bauweise wird es geboten sein, die Baublock- 
tiefe ItvL nnveimeidliehen HoidianaliaBen m 
zn wSblen, daß zwischen den Straßentrakten 
die Anlage größerer Höfe möglich ist, so daß 
eine direkte Besonnung wenigstens von der 
Bttekseite erfolgen kann. 

Um die ans der Staubbildung ent- 
springenden Belästigungen und Ge- 
iahren zu mildern, empiiehlt es sieh, 
die Straßen nloiit in die benFsehenda Wind- 
riobtnng zn legen nnd, wenn dies ans anderen 
Gründen sein muß. sie nicht zn lange zu 
machen, damit der mit flachem Neigungs- 
winkel Uber die IMeher der Hknew in der 
nächsten Quergasse streichende Wind nicht 
bis zur Straßenoberfläche gelangen nnd die 
Aufwirbelnng des Staubes nervorrnfen kann. 

Die Anwendung dea Grondsataes der direkten 
Belichtung führt dazn, die Straßen breite 
von der zulässigen Haushöhe ab- 
hängig zn machen. Diesbezüglich sind ver- 
schiedene Verhlltniscahlen an^pestellt worden. 
Für die alten Stadtteile iSlit sich wegen der 
großen Grundwerte nicht das gleich günstige 
Verhfiltnis durchführen, wie für die Saßeren Stadt- 
teile. Es wnrde für diese Stadtteile im Stadt- 
zentrum ein Verhältnis der Hanshöhe zur 
Straßenbreite von 3 : 2, weiter von der Mitte 
das Verhältnis 5:4 als zuliissig anerkannt, 
wibrend fttr die mehr gegen die Peripherie an 
gelegenen neuen Stadtteile ein Verhältnis von 
1 : 1 und für die ausgesprochenen Wohnviertel 
an der Peripherie der Stadt das Verhältnis 
von 8:8 angestrebt wird. Im allgmdnin 



wird man bei der Regulierung der Altstadt 

die neue Höhe der umzubauenden HSnser 
durch bauordnungsmäßige Verfügung nach 
jener zukünftigen Straßenbreite bestimmen 
müssen, weldie ebne tlberml0ige ElnaehilDknng 
der rationellen Verhanberkeit der BealitSten 
im Falle ihres T^mbanes noch durchführbar 
ist, während in den noch nnverbanten Ge- 
bieten darob den' Banaooenplan ' eine gawiBM 
einheitliche Hanshöhe anzunehmen ist nnd naeb 
dieser Hanshöhe die Straßenbreite zu bestimmen 
sein wird. In der 3 Stock hohen Miethaaszone 
werden sich daher Straßenbreiten von ca. 16 m 
ergeben, wlhrend in der 2 Stock hohen 
Wohnhanszonfi bei Peethaltung eines Ver- 
hältnisses der Haashöbe zur Straßenbreite 
wie 2 : 3 «iob der Abstand der einander gegen- 
ttberliegenden HSaser mit 18 m ergeben wird. 
Da in der Regel für diese Gebiete für den 
Verkehr Straßen breiten von 10 m und darunter 
genügen werden, ans bygienisohen Gründen 
aber die Efaisolnlnknng der atanUiildendfln 
Straßenfläohe auf das kleinste Maß geboten 
ist, ergibt sich die Verwendung der Über» 
breite zu V'orgärten fast von selbst. 

Damit die Vorgärten entsprechend gedeihen 
können, sollen diese jedoch mindestens ö m breit 
angelegt werden, w daß man also bei Straßen 

von 10 m Breite auf 20 m Frontabstand 
der Häuser gelangt. Bei Aqnatorialstraßen 
kann das ganze Übermaß zwischen Front- 
entfemnng nnd Straflenbreite Tmrteilbaft vor 
die gegen Süden gerichtete Hausfront ge- 
legt werden, weil die Vorgärten an der 
nördlichen Front ohnehin nur kümmerlich 
gedeiben würden. 

Die Strafienlinge swieoben awei Qneiv 

gassen, also die Länge derBaublöcke, 
soll nicht übermältig groß sein nnd daher 
höchstens 200 m messen, weil die Qnergasseo für 
die Strafte wie Fenster fttr ein Zimmer wirken 
werden nnd insbraondere bei Straßen, welche 
znr Himmelsrichtung ungünstig liegen, einen 
günstigen Einfloß anf die Belichtung ansübeu. 
Die Tiefe der Banbl8eke ergibt neb im 
allgemeinen ans der Tiefe der Verbannng nnd 
ans der Hofbreite, beziehungsweise, wenn Flatis- 
oder Vorgfirten geplant sind, ans den Gartea- 
tiefen. IMe Tiefe der Yerbannng sebwankt je 
nach dem Zwecke des Objektes zwischen 10 
und 2G m, in welch' letzterem Falle schon sehr 
lange äeitentrakte oder ein Quertrakt errichtet 
Warden kSnnen. 
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Die minimale Hofbreite, welche zwiaohen 
den am weitesten in den Hot hineinragenden 
GeMtadeleileii m meaien iet, iefc ebenso wie die 

SfaraSenbreite eine Funktion der (JebSndehöbe 
und des Lichteinfallswinkels. Ein empfehlens- 
werten Maß für die Hausgärten, welche im 
WobnviMM Sberall geplant werden eollen, 
sind nacb praktischen Eriabmngen 80 Meter 
bei 4 stöckiger Verbauung, 24 m bei drei- 
und 18 m bei zweistöckiger Verbauung. 
Bei Anwendung von Hoftrakten können zwischen 
G mo B xnA Hofferakt ein Hof mit ober 
der Haushöhe entsprechenden Breite and 
hinter dem Hoftrakte der Hausgarten angelegt 
werden, oder es kann , was jedoch teurer 
Iraonit, swisdien den Osssen- nnd Hoftnkten 
sowohl als auch swischen den Hof trakten unter- 
einander ein Garten angelegt werden. 

Unter Annahme dieser Grundsätze und 
der flr die Tenefaiedenen Arten der Be- 
wohauag sich ergebenden Bedürfnisse resul- 
tieren folgende Blockmalie : Im Geschäft.sviertel 
ist auf Hintertrakte keine Bttcksioht zu nehmen, 
den Hanptwwfe bildet hier die Front, weil bei 
größerer F^tiEngenentwieklmig eine grSfiere 
Anzahl von Geschäften untergebracht werden 
kann ; die Blöcke werden daher mit Berllck- 
sichtigung entsprechender Hofausmaüe selbst 
b^ 6 S^ok hoher Terboming mr mit 46 
bis 50 m Breite in bemessen sein. Bei den 
MiethSnsern ist zu erwSgen, ob nur Gasspn- 
oder auch Hof* und Seiten trakte und Haus- 
gIrtsB rar Brriditnng gelangen sollen odw 
sieht. Ist ersteres der Fall, so würde bei 
drei Stock hoher, also viergescho-^aiger Ver- 
bauung, wenn von Hansgärten abgesehen wird, 
«me Blooktiefe von nrka 40—42 m genügen, 
wlhiond bei Anwendung von Seitentrakten und 
BansgSrten sich Blocktiefen von 96 und mehr 
Metern ergeben würden. Blöcke, welche eine 
den sanitfiren Anforderungen entsprechende 
Adngo von HintsrhKasem gestatten soUen, 
Bttsaen mindestens eine Tiefe von 116 m 
haben. Zur Frage der eventuellen Ersohwerang 
des Baues von Hoitrakten ist zu bemerken, 
dafi doroh Zulassung derselben nieht nur die 
von der Gemeinde zu erhaltende Straßenfiäche 
verkleinert, sondern auch eine billigere Bauweise 
und somit eine Verbiiligung der Miete ermöglicht 
wird. Es lifit sieh daher, wenn duroh bau* 
polixeiliche Vonoliriften ein geordneter Reihenbau 
gesichert ist, gegen die Auftiihrung von Hof- 
trakten nichts einwenden. Das alte Berliner 
ffilierhtnB, welebes in der Bomanliteratnr eine 



so nachteilige Bele^ehtang erfahren hat, darf 
hiebei nicht als Muster genommen werden, 
demi bei demsslben ist auf einen sntspiwdisndeu 

Reihenbau und genügenden Abstaad von dsm 

Vorderbaus keine Rücksicht genommen. Die neue 
Berliner Bauordnung vom Jahre 1897 wird hier 
jedoch wesentlioh verbeaeemd wirken. Anoh in 
den FadisehrilloB wird nenestens für das Hinter* 
haus eingetreten, weil in demselben ein geeignetes 
Mittel zur Verringerung der Miete erkannt 
worden ist. Ich tühre als Beispiel die Typen 
an, welohe Prof. H. CShr. Nußbanmin seinem 
Werke «Leitfaden der Hygiene" aufgestellt bat. 

Für Familienhänser, welche in der Regel 
weiter vom Stadtmittelpunkt entfernt sind, 
wird eine BloekgrSfie von 80 bis 100 m 
passend sein, weil bei diesem Mifla selbet 
hei Annahme einer Hiiuslänge von nur 10 m — 
sich noch immer ein entsprechender Haui' 
garten ergibt. Fttr Villen werden die Blook- 
tiefen ohne Nachteil bis 150 m angenommen 
werden köiinen. Im Tndnatriegebiete können noch 
größere Blocktiefen angenommen werden, und iefe 
hier insbesondere auf eine regelmfifiige Form 
der BaublSeke Rücksicht ra nehmen. Von 
Regierungsrat Kamille Sitte, welcher ins- 
besondere für die schmalen Blöcke eintritt und 
welcher dieselben — wie sie aus dem ane- 
geetellten Plane von OlmlHs ersehen ~ mit yor" 
liebe angewendet bat, wurde in einem Vortrage 
angeführt, daß durch die Wahl einer Blocktiefe 
von zirka 40 m ohne besondere Vorschriften 
dw Banorduung die Erbauung von Hinter» 
hüusem verhindeit nnd die Herstellung grofler 
und zasammenhSogender Höfe erzielt werden 
könnte. Die ausgestellte 2ieichnung (Fig. 2) eines 
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Fig. 2. 

solchen Blockes zeigt jedoch, daß ohne rllek- 
wärtige Baulinie nnd ohne die Forderung ent- 
sprechender Hofmaße, insbesondere hinsichtlich 
deren Breite, Hbfousgestaltnngen mögiioh sind, 
welohe den sanitären Anfordwnngen wider- 
sprechen. Solche Hoftrakte werden zur stärkeren 
Grundausnützung sicherlich auch errichtet werden. 
Hiebei ist noch zu bemerken, daß bei der Mehraahl 
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dieser Häuser das Boiaasmaß noch größer ist, als 
68 die Wiener Bauordnung verlangt. Zur Illa> 
•tiienug der TkIsmIm, wie notwandig eine 
^dcnmg der Hofaosmaße und wie wichtig die 
Bestimmung einer rückwärtigen Baalinie ist, 
verweise ioh auf die Verbauung eines neuen 
BanUobkM im IL Beurke in d«r Amtkellungs- 
stnfie (Fig. 3). Hiechveh, iab aiigeaaeli«iiai«li 
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Jluss2ß2iuH<gf ' Streust 
« • •»» «an 
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Fig. 3. 

erwiesen, daß mit den heutigen Bestimmungen 
dtt Wiener BanordBimg, iaebewnidere mit dar 

Festsetzung des Miodestaaemefles der Höfe von 
15 pCt, außerordentliche sanitäre Übelstände 
gezeitigt werden. Eine wiobtige gesundbeitliche 
Anfordermg en ritten Begaliernngsplan beeteht 
in der Vorsorge genttgendgroÖerSifent- 
licber GartenflBchen in entsprechen- 
der Entfernung voneinander. Als Minimum 
gibt Hoirttt y. Grnber für eine FlSehe von 
8 km« «in Avsmaß der öffentlieben Garten- 
flächen von 0'5 km» also gkich *',g der 
Gesamtfläche an; Stübbeu verlangt auf 
50.000 Bewohner mindestens 10 Hektar, was 
bei «laer Bewohnnogsdiobte von 250 einem 
Zweniigetel der GesamtflScbe entepricbi Die 
Berücksichtigung der Bevölkerungszahl er- 
scheint mir insofeme zweckmäßiger als die 
der Filebe, weil hienaeb für die diebter be- 
völkerten Stadtteile, wo das Bedürfnis tat- 
sächlich ein größeres ist, sich auch ^^rößere 
Gartenäächen ergeben. In dem ausgestellten 
Plane eines Wiener Gebieteteilea, welcher genau 
eine Fläche von 8 km» mniafit, sehen Sie, 
wie groß die iiöentliche Gartenfläche nach den 
Angaben des Herrn Hofrates v. Gruber im 
Verhiatnia zur Gesamtflfiobe sein müßte und 
wie aoiiwer ea leider iat, dieaer Fofdening in 
Wien noch nachzukommen. Sie aeben bieraos, 
daß in dem dargestellten Stadtteile von Wien, 
um Grubers Forderungen zu ertttUen, 
auAer den bastehtiidan öfieotlioben Anlagen 



noch die gesamte Fläche der Landee-Irrenanetalt 
und ein großer Teil dea Gartens daa Grafen 
aiaafr^Gallaa an der WihiingeralraAa ISr 8fient- 

liche Gartenzwecke gewidmet werden müßten. 
Da dies mit den beschränkten Mitteln der 
Gemeinde nicht durchfuhrbar ist, muß in 
dem angransenden GeUete, alao etwa bmni 
Tllrkensobanzparke, für diese Bedtlrfnisse vor- 
gesorgt werden und soll daber denpelbe ent- 
sprechend erweitert werden. 

So iweokmSAig rine moglidiBto Kon- 
zentration der G a r t anf 1 So b e n 
für die Wirkung derselbe wäre, so wird es 
dooh mit Bücksicht auf die große Entfernung, 
weldie die Bewobner, um an deaaetben m ge- 
langen, zurücklegen müßten, nicht angeben, 
diese Gesamtfläche in einer Anlage zu ver- 
einigen. Um die Zugänglichkeit, also die Be- 
niltzharkeit zu erböben, wird dieaea Haß anf 
eiaaelne Girten, wdebe erfbbrangamlflig jedoeh 
m'ebt kleiner als 40.000-50.000 m» aein 
sollen, so zu verteilen sein, daß man zum 
nächsten öilentlichen Garten nicht weiter als 
etwa 1* km bat Ideale VwbUtnieae beatehen 
in dieser Hinsicht in London, wo der inmitten 
der Stadt gelegene Hydepark samt Kensington- 
garden mit einer Fläche von 2,150.000 m» 
▼OD dem 1,900.000 m* grofien Begentepark 
nur ungefähr IV« km entfernt iat. Solohe 
Verhältnisse sind bei uns nicht mehr zu 
erreichen, doch wurde bei der Verfassung 
der RegnIierungsplSne für die neuen Stadt- 
gebiete anf die Widmung mSglichst grofler 
Flächen für Gartenanlagen Rücksicht ge- 
nommon. In dieser Beziehung sei auf die pro- 
jektierte Anlage nächst dem Bahnhofe Otta- 
kring der Yorortelinie^ deren AnamaS 
68.000 m* beträgt, auf die beabsichtigte, schon 
erwähnte Vergrößerung des Ttirkenschanzparkes 
um 98.000 m», sowie aui die geplante Anlage 
anf dem Sehafberge in Geratbof im Anamafle yw 
151.000 m» hingewiesen. Zum Vergleiche aei 
erwähnt, daß der Volksgarten ein Ausmaß von 
48.790 m», der Stadtpark ein Ausmaß von 
61.871 m* nnd der bentige THikenadianapaik 
eine Fläche von 60.771 m* besitzt In den ittm 
Stadtteilen begegnet die Schaffung so großer 
öffentlicher Gsurtenflächen in der Regel den größten 
Schwierigkeiten. Die einzige Möglichkeit biezu 
ergab aidi ibat immar nur b« dek Anflaianng^ 
der Festungswerke ; ich führe nur als Beispiel 
den Kranz von Gärten an der Ringstraße in 
Wien, dann die Anlagen in Frankfurt a. M. 
nnd in Bremen an. Ä werden- in der Bega! 
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die Mittel fehlen, in den alten Stadtteilen nnd 
in den dicht verbauten Vorstädten Gürten an- 
zulegen darum iat es am entsprechendsten, 
mndttallMr im AnaoUnne an die - hantige 
Yerbanung große GurtenflJiQhai hamutellen. 
Dieselben sollen aber nicht zn weit von den 
Hauptstraßen, in welchen sich Straßenbahnen 
befinden, liegen, damit da wanigatena mit diaara 
Yarkalmnnittaln leiebtar aiiddit waidan komiMi. 

}3ezUglich der Bepflanzang der Straßen 
will ich erwähnen, daß dieselbe im all- 
gemeinen bei genügender Anzahl und Größe 
der öficntliohen GSrten keinen beionderen 
hygieniiohMi Wert hat nnd nnr in den 
Hauptstraßen durchgeführt werden soll. Bei 
den Hauptstraßen ist infolge der großen 
Breiten die Besonnung eine sehr intensive und 
•mpflethlt aieh dia Bepflansong daahalb, weil 
biednrch die Trottoire schattiger werden. Eine 
Bepflanzung der Nebenstraßen, insbesondere der 
Straßen in den mit Vorgärten verseheneu 
W<Anviart«la, iat niobt swaafanKBig nnd ver- 
ursacht große Kosten ; es iat viel bawar, die 
hieiür notwendigen Beträge zur Vergrößerung 
der ötTentlichen Gartenilächen zu verwenden. 

Schließlich sei noch in alier i^Urze darauf 
hisgeviaaen, daß vom geaindheitHohen Stand- 
punkte bei Verfassung eines &egulierungs- 

planes auch Maßnahmen getroffen werden 
mUsaen, um die nachteiligen ElinilUsse, welche 
dna GmndwMaer und die Flnßläufe auf die 
Bauten ausüben, hintanzuhalten. Obwohl in 
der Regel durch Kanalisation der Grundwasser- 
stand gesenkt und die großen Schwankungen 
desselben beseitigt werden, so ist es doch in 
vielen FSUan, inabaaonda» in dar NSha vm 
Flnßläufen, notwendig, durch entsprechende 
Niveaubestimmungen das Straßenniveau so 
hoch zu heben, daß die Kellersohle nicht vom 
Gnmdwaaatt gatrofieo nnd die KaanUaBtion 
mißlich wird. 

Ich erinnere an die systematische Hebung 
des Niveaus der an der Donau, am Wien- 
flnsae und an den AusmUudnngen mehrerer 
WiUlhXahe gelecenen Stadttmle. FHr die Zn- : 



kunft steht noch eine große Regulierung in 
dieser Hinsicht bevor, nämlich die entsprechende 
Hebang der Simmeringer Heide und des ganzen 
QeUetea von Kaiaw-Bbeiadiw^ weldiea heute 
im Mittel 2 m tiefbr liegt ala die Kante dea 
Hochwasaerdammes längs des Donaukanales. 
Um dieses Gebiet so kanaliaieren zu können, 
dafi nneh bei Donanboehwteero keine Über* 
flntong desselben durch den Bttakstau in 
den Kanälen eintritt, wird es notwendig 
sein, dieses Gebiet im Mittel um 2 6 m zu 
heben, waa afnar Anaehttttung von beUSnfig 
19,5Ü0.00() m> entaprioht. 

Ich habe versucht, in der kurzen mir 
zur Verfügung stehenden Zeit eine gedrängte 
Übersicht jener Maßnahmen zu geben, mittels 
welcher die StKdtebaner die Lebensdaner der 
städtischen Bewohner zu erhöhen and die Er- 
krankungafüUe zu vermindern trachten. Leider 
können die idealen Ziele nicht immer erreicht 
werden, weU vieliadia mataridk Intareaaen 
denselben entgegenstehen, welche nur durch 
iiuLlerordentliche Geldmittel befriedigt werden 
können. Bei der Stadtregulierung gilt das 
Wort» mldiea Monteanaooli vom KriegflOixeD 
sagte: „Ea gehfirt hiezu Geld, Geld und noch 
eininal Geld". Das dies keine TTbertreibung ist, 
beweist Paris, das für Stadtregulierungszwecke 
in dem Zeitranme vom Jahre 1857 bia 1900 
eine Summe von 2.200,000.000 Frcs. ausgegeben 
hat. Dieser Betrag entspricht fast der Hälfte der 
Kriegsentschädigung, welche Frankreich an 
DenlMhland naeh dem Kriege von 1870/71 «i 
bezahlen hatte. Daß diese hohen Summen, 
welche die Regulierung alter Städte erfordert, 
nicht allein von den Gemeinden anigebracht 
werden kSnnen, bedarf wohl kefaier beaondermi 
Begründung, und es wird Pßioht des Staates 
sein, die Gemeinden in dieser Richtung nicht 
nnr durch Erlaasung von entsprechenden geaetz- 
liahen Beatimmnngen, welche die aaidigaalfia 
LSanng der BegnUeningih nnd Yarbanniiga- 
fragen ermöglichen, zn nnterstötzen, sondern 
durch Vermehrung der Einkünfte der Städte 
es diesen auch zn ermöglichen, ihren Aufgaben 
in 
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